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Beginn der Sitzung: 13 Uhr 10 Minuten 
Vo r s i t z e n  d e :  Präsident Dipl.-Ing. Wald- hilfe geschaffen werden könnte, um diese 

brunner, Zweiter Präsident Dr. Maleta, Dritter bürokratischen Hemmnisse zu beseitigen. 
Präsident Probst. Präsident: Herr Abgeordneter Dr. König. 

Präsident : Die Sitzung ist e r ö f f n e  t. 

E n t s c h u I d i g t sind die Abgeordneten 
Ing. Karl Hofstetter, Mayr, Soronics und Ho-
rejs .  

Fragestunde 

Präsident : Vlir kommen zunächst zu den in 
der 4. Sitzung nicht mehr zum Aufruf gelang­
ten Anfragen. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 17. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. König (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht. 

121M 

Sind Sie, Herr Minister, bereit, in Ihrem 
Ressort durch Schaffung eines eigenen Budget­
ansatzes die Förderung des Jugendrates für 
Entwicklungshilfe von den bürokratischen Ab­
wicklungsschwierigkeiten des IKFE zu ent­
lasten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Unterricht Gratz: Das 
interministerielle Komitee zur Förderung der 
Entwicklungsländer wurde auf Grund eines 
Ministerratsbeschlusses im Jahre 1963 gegrün­
det. Aufgabe dieses Komitees, dessen Ge­
schäftsführung bei der Sektion V des Bundes­
kanzleramtes liegt, ist es, die Anträge der ein­
zelnen Ressorts im Rahmen der Entwicklungs­
hilfe zu prüfen, zu koordinieren und die Ge­
nehmigung der Bundesregierung zur Vergabe 
der Mittel aus der beim Bundesministerium für 
Finanzen zentral geführten Kreditpost zu er­
wirken. Die widmungsgemäße Verwendung 
der bewilligten Mittel wird durch das Bundes­
ministerium für Finanzen geprüft. 

Ein Abgehen von dieser Vorgangsweise und 
die damit verbundene Dezentralisierung der 
Verwaltung der Entwicklungsgelder bedürfte 
einer neuerlichen Initiative der Bundesregie­
rung und der Genehmigung der Aufteilung 
der Kredite durch den Nationalrat im Rahmen 
der Beschlußfassung über das Bundesfinanz­
gesetz. 

Herr Abgeordneter! Mir persönlich sind aus 
meiner Tätigkeit als Abgeordneter die Be­
schwerden der Jugendorganisationen über ge­
wisse bürokratische Hemmnisse bekannt. Ich 
habe mir vorgenommen, zu prüfen, inwieweit 
bei Beibehaltung der Zentralisierung und der 
Koordination der Entwicklungshilfe hier Ab-

Abgeordneter DDr. König: Herr Minister! 
Heißt das, daß Sie im Sinne Ihrer Ausfüh­
rungen eine solche Initiative in der Bundes­
regierung ergreifen wollen, um analog zum 
Bundesjugendplan auch hier eine reibungslose 
Abwicklung der Entwicklungshelferaufgaben 
des Jugendrates für Entwicklungshilfe zu ge­
währleisten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter !  
Ich werde das Problem in der Bundesregierung 
anläßlich der Beratungen des Bundesfinanzge­
setzes für das kommende Jahr zur Sprache 
bringen. Ich möchte aber nicht verhehlen, daß 
ich mich persönlich derzeit noch nicht darauf 
festlegen kann, unbedingt für eine Budgetpost 
im Bundesministerium für Unterricht einzu­
treten, weil ich glaube, daß doch berücksichtigt 
werden muß, daß von einern kleinen Land wie 
Osterreich, das ohnedies keine ungeheuren Be­
träge für Entwicklungshilfe ausgibt, eine ge­
wisse sinnvolle Koordinierung der Tätigkeit 
aller Organisationen und auch aller Ressorts 
notwendig ist. 

Präsident: Herr Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König: Durch die Bereit­
schaft Ihres Vorgängers, im Verein mit dem 
Finanzminister für 1970 insgesamt 3,25 Millio­
nen Schilling dem Jugendrat für Entwicklungs­
hilfe zur Verfügung zu stellen, war es mög­
lich, bisher 36 Entwicklungshelfer von Oster­
reich aus zu entsenden. Durch die Schwierig­
keiten in der verwaltungstechnischen Abwick­
lung und Einreichung der Projekte im IKF� 
wurden aber diese Entwicklungshelfer über 
die ganze Welt zerstreut. Es wäre daher eher 
im Sinne eines koordinierten Einsatzes gele­
gen, dies tatsächlich an einer Stelle zu belas- -
sen und an einer Stelle durchzuführen. 

Ich frage daher, ob Sie auch bereit sind, im 
kommenden Jahr einen Betrag, der etwa um 
41/2 bis 5 Millionen liegt, von Ihrem Ministe­
rium aus zu vertreten. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz : Herr Abgeordneter! 
Ich möchte mich zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht auf einen Betrag festlegen, möchte aber 
eindeutig erklären, daß ich die Tätigkeit des 
Jugendrates für Entwicklungshilfe sehr hoch 
schätze, weil ich glaube, daß gerade - ich 
sagte es bereits - in einem kleinen Land wie 
Osterreich die sinnvolle Verbindung von staat-
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Bundesminister Gratz 

lichen Geldausgaben mit Initiative von - wie 
in diesem Fall - Jugendorganisationen die 
beste Art ist, Entwicklungshilfe zu betreiben. 

Ich werde mich daher für eine Möglichkeit 
der Verstärkung der Tätigkeit des Jugend­
rates für Entwicklungshilfe einsetzen und dar­
über hinaus jedenfalls dafür, daß auch für den 
Jugendrat durch die Koordinierung nicht eine 
Verzögerung oder eine Verschlechterung sei­
ner Arbeit eintritt. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundeministerium für Finanzen 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Spanno­
cchi. 

Abgeordneter Dr. Spannocchi: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Bitte, sind Sie bereit, mit 
den Partnern im Finanzausgleich, mit den Län­
dern und mit den Gemeinden, über Steuer­
änderungen, die zum Beispiel die gemein­
schaftlichen Bundesabgaben betreffen, in die­
sem Fall zu verhandeln? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich habe die 
Absicht, mich an die diesbezüglichen gesetz­
lichen Vorschriften zu halten. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Spanno-
Präsident: Wir kommen nun zur 18. An- cchi. 

frage: Anfrage des Herrn Abgeordneten Dok­
tor Spannocchi (OVP) an den Herrn Bundes­
minister für Finanzen. 

251M 

Welche Sofortmaßnahmen auf steuerlichem 
Gebiet werden derzeit im Bundesministerium 
für Finanzen vorbereitet? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch:  
Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! Unvorgreif­
lich der zur Begutachtung gelangenden dies­
bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen ist be­
absichtigt, neben der in der Regierungserklä­
rung angekündigten Progressionsmilderung 
folgende Maßnahmen ins Auge zu fassen : 

eine Milderung der Steuerbelastung bei 
Uberstundenleistung i 

eine Erhöhung der Grenze für den amts­
wegigen Jahresausgleich von 48.000 auf 
60.000 S;  

eine Erhöhung der Grenze, ab  der unselb­
ständig Erwerbstätige gemeinsam veranlagt 
werden, von 150.000 auf 200.000 Si 

eine Erhöhung des Freibetrages für Neben­
verdienste gemäß § 93 Einkommensteuergesetz 
von 5000 auf 7000 Si 

eine Erhöhung des Absetzbetrages für die 
mittätige Ehegattin von derzeit 15.000 auf 
18.000 Si 

die Berücksichtigung der Baukostenbeiträge, 
soweit die Gebäude von Gebietskörperschaf­
ten errichtet werden, im Rahmen der Sonder­
ausgaben. 

Es handelt sich also im wesentlichen um 

Maßnahmen, die dazu dienen, Härten zu mil­
dern, die dadurch entstanden sind, daß die 
Beträge lange Zeit unverändert geblieben sind, 
und gleichzeitig um Maßnahmen, die uno actu 
dazu dienen sollen, einen Beitrag zur Ver­
waltungsvereinfachung zu leisten. 

Abgeordneter Dr. Spannocchi: Darf ich noch 
fragen, ob Sie auch bereit sind, diesen beiden 
Partnern, falls die Steueränderungen Ausfälle 
bei den Steuereinnahmen bringen, auch Ersatz 
für die Dauer des geltenden Finanzausglei­
ches zu leisten. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Der geltende 
Finanzausgleich ist für entsprechend lange 
Zeit geschlossen, und es wird im Zusammen­
hang mit den Gesprächen, die auf Grund des 
Finanzausgleiches zu führen sind, diese Frage 
zu erörtern sein. 

Präsident: 19. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Oskar Weihs (SPOj an den 
Herrn Bundesminister für Finanzen. 

54jM 

Wie hat sich der Anteil der Eigeninvesti­
tionen des Bundes am Gesamtbudget in den 
Jahren 1967 bis 1970 entwickelt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androseh: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Eigeninvestitionen des 
Bundes brutto gerechnet einschließlich Landes­
verteidigung haben sich in absoluten Beträgen 
von 1967 auf 1970 wie folgt entwickelt: Sie 
betrugen gemäß dem Rechnungsabschluß 1961 

71/2 Milliarden und sind im Bundesvoranschlag 
1970 mit 9,1 Milliarden präliminiert. Anteils­
mäßig bedeutet dies, daß diese Ausgaben im 
Rahmen des Budgets 1967 10,7 Prozent ausge­
macht haben, im Budget 1970 allerdings nur 
mehr 9,6 Prozent ausmachen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Weihs. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: 
Heißt das, Herr Bundesminister, daß der Stra­
ßenbau, der Schulbau und sonstige Infrastruk­
turaufgaben schon so weit erfüllt sind, daß 
dieser Rückgang der Eigeninvestitionen des 
Bundes gerechtfertigt ist? 
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